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Vorblatt 


Gesetz über die Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses an den Hochschulen 

(Antrag der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Angesichts des notwendigen Ausbaus und Neubaus von Hoch- 
schulen und der dringend gebotenen Verbesserung des zahlen- 
mäßigen Verhältnisses von Lehrenden und Studierenden ist die 
Förderung des Nachwuchses an Hochschullehrern vordringlich. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf hat deshalb zum Ziel, durch die Vergabe 
von Stipendien auf eine nachhaltige Förderung von Hochschul- 
lehrernachwuchs hinzuwirken. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Die durch die Ausführung dieses Gesetzes entstehenden Kosten 
sind in der mittelfristigen Finanzplanung des Bundes bereits 
weitgehend berücksichtigt. 
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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes über die Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses an den Hochschulen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Stipendium 

(1) Um den wissenschaftlichen Nachwuchs für 
Aufgaben in Lehre, Forschung und wissenschaft- 
lichem Dienst der Hochschulen sowie für vergleich- 
bare wissenschaftliche Aufgaben außerhalb der 
Hochschulen zu fördern, werden nach Maßgabe die- 
ses Gesetzes Stipendien vergeben, 

(2) Der Umfang der für die Förderungsmaßnah- 
men bereitzustellenden Mittel soll sich an der indi- ' 
viduellen Nachfrage nach Stipendien im Sinne die- 
ses Gesetzes und am Bedarf an wissenschaftlichem I 
Nachwuchs für die einzelnen Fachrichtungen ent- 
sprechend den Zielen der Hochschulgesamtpläne der 
Länder und dem Ausbau staatlich geförderter For- ! 
schungsvorhaben orientieren. 

§ 2 

Förderung der Promotion 

(1) Wer ein Hochschulstudium abgeschlossen hat, 
kann zur Vorbereitung auf die Promotion ein Sti- 
pendium erhalten, wenn seine Studien- und Prü- 
fungsleistungen eine besondere Befähigung zur 
wissenschaftlichen Arbeit erkennen lassen. 

(2) Wer sein Hochschulstudium nicht abgeschlos- 
sen hat, kann ein halbes Jahr vor Ablauf der in der 
Promotionsordnung vorgeschriebenen Studiendauer 
nach Maßgabe des Absatzes 1 gefördert werden, 
wenn die Zulassung zur Promotion ein abgeschlosse- | 


! nes Hochschulstudium nicht voraussetzt, oder von 
j diesem Erfordernis Befreiung erteilt worden ist. 

' (3) Wer die Voraussetzungen des Absatzes 1 er- 

füllt, kann zur Teilnahme an einem weiteren Stu- 
I dium, das der Vertiefung oder Ergänzung seines 
: bisherigen Studiums dient, ein Stipendium erhalten, 

I wenn er als Abschluß des weiteren Studiums die 
! Promotion anstrebt. 

§ 3 

Auswahl der Bewerber 

(1) Ein Rechtsanspruch auf die Gewährung eines 
Stipendiums besteht nicht. 

(2) übersteigt die Zahl der Bewerber, die die 
Voraussetzungen für eine Förderung erfüllen,- die 
Zahl der zur Verfügung stehenden Stipendien, so 
ist zwischen den Bewerbern ausschließlich nach 
ihren bisher im Studium erbrachten wissenschaft- 
lichen Leistungen und nach dem Grad der Befähi- 
gung zu wissenschaftlicher Arbeit auszuwählen. 

§ 4 

Kreis der Berechtigten 

Stipendien können erhalten: 

1. Deutsche im Sinne des Grundgesetzes; 

2. Heimatlose Ausländer im Sinne des Gesetzes 
über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer 
im Bundesgebiet vom 25. April 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 269); 

3. Ausländer, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes haben und 
als Asylberechtigte nach § 28 des Ausländerge- 
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setzes vom 28. April 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 353) anerkannt sind; 

4. Ausländer, die sich an einer Hochschule im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes auf eine Promotion 
vorbereiten, wenn gewährleistet ist, daß sie 
nach der Promotion an einer deutschen Hoch- 
schule mindestens zeitweise tätig sind. 

§ 5 

Stellung der Stipendiaten zur Hochschule 

(1) Der Stipendiat muß Student an einer im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes gelegenen Hochschule 
sein. Er kann auch, ohne sich an einer Hochschule 
zu immatrikulieren, ein Stipendium erhalten, wenn 
er seine Dissertation an einer Forschungseinrichtung 
außerhalb der Hochschule erarbeitet. Ist für das Vor- 
haben ein Aufenthalt an einer Hochschule außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes erforderlich, 
so kann Stipendiat auch ein Student werden, der an 
einer Hochschule außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes seine Dissertation erarbeitet, sofern 
die Voraussetzungen des § 4 Nr. 1 bis 3 gegeben 
sind. 

(2) Während der Dauer der Förderung hat der 
Stipendiat seine Krankenversicherung in einer ge- 
setzlichen Krankenkasse oder eine dem gesetzlichen 
Krankenversicherungsschutz gleichwertige Versiche- 
rung in einer privaten Krankenkasse gegenüber der 
Hochschule gemäß § 9 Abs. 2 nachzuweisen. Für 
Stipendiaten, die nicht an einer Hochschule im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes immatrikuliert sind, 
ist dieser Nachweis gegenüber der nach § 9 Abs. 3 
zuständigen Stelle zu führen. Die Beiträge zur Kran- 
kenversicherung werden zusätzlich zum Stipendium 
gewährt. 

§ 6 

Auszahlung der Stipendien 

(1) Die Stipendien werden als Zuschüsse gewährt. 

(2) Der Stipendiat ist zur Rückzahlung des seit 
der letzten Bewilligung erhaltenen Stipendiums ver- 
pflichtet, wenn Tatsachen bekanntwerden, die er- i 
kennen lassen, daß er sich nicht im erforderlichen j 
Ausmaß um die Verwirklichung des Förderungs- | 
zwecks bemüht hat. Dies ist insbesondere dann anzu- | 
nehmen, wenn die Arbeit an der Promotion für län- | 
gere Zeit unterbrochen wird, ohne daß die Unter- ; 
brechung durch den Anspruch auf angemessene Er- | 
holungszeit oder sonstige vom Stipendiaten nicht zu i 
vertretende Gründe bedingt ist. 

(3) Der aus einer Bewilligung entstehende An- 
sj)rLic:h auf Auszahlung des Stipendiums kann nicht 
übertragen, verpfändet oder gepfändet oder abge- 
treten werden. Die Vorschriften des § 22 Abs. 2 
und 3 des Ersten Gesetzes über die individuelle 
Förderung der Ausbildung {Ausbildungsförderungs- 
gesetz) vom 19. September 1969 (Bundesgesetzbl. I 

5. 1719) gelten entsprechend. 


I § 7 

Höhe der Förderung 

(1) Das Stipendium beträgt 70 vom Hundert des 
Grundgehaltes der Eingangsstufe in der Besoldungs- 
gruppe A 13 entsprechend der Anlage des Bundes- 
besoldungsgesetzes in ihrer jeweiligen Fassung. 
Verheiratete erhalten einen Zuschlag von 200 Deut- 
sche Mark monatlich; der Verheiratetenzuschlag 
vermindert sich um die Hälfte des Betrages, um 
den das monatliche Bruttoeinkommen des Ehegatten 
400 Deutsche Mark übersteigt. Für jedes unterhalts- 
berechtigte Kind wird ein Zuschlag von 50 Deutsche 
Mark monatlich gewährt, sofern und soweit nicht 
Kindergeld nach dem Bundeskindergeldgesetz oder 
dem Ehegatten ein Kinderzuschlag nach den Vor- 
schriften des öffentlichen Dienstes gezahlt wird. 

(2) Erfordert das wissenschaftliche Vorhaben 
i einen Aufenthalt im Ausland, so kann ein Auslands- 
zuschlag nach den für die allgemeine staatliche Stu- 
dienförderung geltenden Richtlinien gewährt wer- 
den. Gebühren, die für die Nutzung wissenschaft- 
licher Einrichtungen im Ausland zu entrichten sind, 
können ersetzt werden. 

(3) Zuschläge können auch für Reisekosten, Sach- 
kosten, Druckkosten gewährt werden, die im Zu- 
sammenhang mit den Studienvorhaben zwangsläufig 
entstehen und deren Deckung dem Stipendiaten 
nicht zuzumuten sind. Die Zuschläge für Reisekosten 
decken die Kosten der niedrigsten Tarifklasse des 
wirtschaftlichsten Verkehrsmittels, sofern dessen 
Benutzung insbesondere unter Berücksichtigung des 
Zeitaufwandes zumutbar ist. 

(4) Das Einkommen des Stipendiaten aus Er- 
werbstätigkeit wird, soweit es 1200 Deutsche Mark 
brutto im Halbjahr übersteigt, auf das Stipendium 

i angerechnet. Die Bundesregierung wird ermächtigt, 

I mit Zustimmung des Bundesrates den Umfang der 
! Anrechnung durch Rechtsverordnung zu bestimmen. 

j (5) Von der Anrechnung kann im einzelnen Fall 
i auch abgesehen werden, wenn sie eine unbillige 
Härte bedeuten würde. 

§ B 

Dauer der Förderung 

(1) Das Stipendium wird zunächst für ein Jahr be- 
willigt. Vor Ablauf des Jahres ist festzustellen, ob 
eine weitere Förderung gerechtfertigt ist. Die För- 
derung endet im Regelfall nach zwei Jahren. In 
besonderen Fällen kann ein Stipendium über die 
Regelförderungsdauer hinaus gewährt werden. 

(2) Die Förderung endet spätestens sechs Monate 
nach Ablauf des Monats, in dem die Einreichung der 
wissenschaftlichen Arbeit erfolgt ist. Sofern die Vor- 
bereitung auf die Doktorprüfung einen längeren 

j Zeitraum erfordert, kann die Förderungsdauer auf 
1 Antrag verlängert werden. Zu diesem Antrag ist 
I eine Begründung des Erstberichterstatters im Pro- 
I motionsverfahren vorzulegen. 
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§ 9 

Zuständigkeit und Verfahren 

(1) Die Entscheidung über die Vergabe des Sti- 
pendiums wird durch die für die Hochschule zustän- 
dige oberste Landesbehörde getroffen. Diese beruft 
zu diesem Zweck einen oder mehrere Gutachteraus- 
schüsse. Die Berufung erfolgt aufgrund von Vor- 
schlagslisten der Hochschulen. Es können nur Hoch- 
schullehrer vorgeschlagen werden. Die Entscheidung 
über die Vergabe des Stipendiums kann von der 
obersten Landesbehörde den Hochschulen als staat- 
liche Aufgabe übertragen werden. Die Sätze 2 bis 4 
gelten entsprechend. 

(2) Die Antragsteller haben ihren Antrag bei der 
Hochschule einzureichen, an der sie eine Promotion 
ablegen wollen. Dem Antrag ist ein Arbeitsplan bei- 
zufügen, der das wissenschaftliche Ziel des Antrag- 
stellers erläutern und einen vorläufigen Zeitplan 
enthalten soll. Die Hochschule legt den Antrag mit 
den erforderlichen Unterlagen und Gutachten aus 
der zuständigen fachlichen Einheit (Fachbereich, Ab- 
teilung, Fakultät) über die Förderungswürdigkeit 
des Antragstellers und seine wissenschaftliche Qua- 
lifikation unmittelbar dem Gutachterausschuß vor. 

(3) Antragsteller, die nicht an einer Hochsdiule 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes immatrikuliert 
sind, stellen ihren Antrag unmittelbar bei der ober- 
sten Landesbehörde des Landes, in dem sie ihren 
ständigen Wohnsitz haben. Der Gutachterausschuß 
fordert in diesem Fall die für die Entscheidung erfor- 
derlichen Unterlagen auf die ihm im Einzelfall ange- 
messen erscheinende Weise an. Die oberste Landes- 
behörde kann auch eine zentrale Hochschule bestim- 
men, an die diese Anträge zu richten sind. 

(4) Die Bundesmittel werden den Hochschulen, 
an denen die Stipendiaten studieren, über die Länder 
zugewiesen. Die Stipendien werden von den Hoch- 
schulen ausgezahlt. Die Bundesregierung wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates nähere Vorschriften über die Ver- 
teilung der Förderungsmittel, die Vergabe der Sti- 
pendien, die Durchführung des Verfahrens und die 
Auszahlung der Stipendien an Stipendiaten im Aus- 
land zu erlassen. 

§ 10 

Finanzierung und Verteilung 

(1) Den entstehenden Aufwand trägt der Bund. 

(2) Bei einer Begrenzung der Förderungsmittel 
stellt die zuständige oberste Bundesbehörde durch 
Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf, sicher, daß die einzelnen Länder ent- 
sprechend dem Verhältnis der an ihren Hochschulen 
abgelegten Prüfungen, an die sich eine Promotion 
anschließen kann, an der Promotionsförderung be- 
teiligt sind. Maßgebend ist die Zahl der Prüfungen 
im vorletzten Jahr vor dem Finanzierungszeitraum; 
die Länder teilen sie der zuständigen obersten Bun- 
desbehörde mit. Die Rechtsverordnung kann eine 
von Satz 1 abweichende Regelung vorsehen, wenn 
die Entwicklung neuer Hochschulen oder die vorran- 


gige Förderung bestimmter Forschungsbereiche eine 
andere Verteilung der Förderungsmittel auf die Län- 
der erfordert. 

§ 11 

Statistik 

(1) Uber die Auswirkungen dieses Gesetzes ist 
eine jährliche Statistik durchzuführen. Die Bundes- 
regierung bestimmt durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates die Stelle, welche die 
Statistik führt. 

(2) Die Statistik umfaßt folgende Angaben: 

1 . Zahl der Anträge, Bewilligungen und Versagun- 
gen von Stipendien; 

2. Art und Höhe des gezahlten Stipendiums; 

3. Zahl der geförderten Promotionen, aufgeschlüs- 
selt nach Fachbereichen. 

(3) Die für die Gewährung der Stipendien zu- 
ständigen Stellen sind nach Maßgabe des Absatzes 2 
auskunftspflichtig. 

§ 12 

Hochbegabtenförderungswerke 

(1) Die vom Bund finanzierte Promotionsförde- 
rung der Hochbegabtenförderungswerke bleibt durch 
die Bestimmungen dieses Gesetzes unberührt. 

(2) Die Bundesregierung stellt in ihren Bewilli- 
gungsbedingungen für die Vergabe von Bundesmit- 
teln an die Hochbegabtenförderungswerke sicher, 
daß deren Arbeit durch die Vorschriften dieses Ge- 
setzes einschließlich der Durchführungsverordnun- 
gen nicht beeinträchtigt wird. Dabei hat die Bundes- 
regierung insbesondere dafür Sorge zu tragen, daß 
die Stipendien der Hochbegabtenförderungswerke 
nicht unter den Stipendien im Sinne dieses Gesetzes 
liegen. 

§ 13 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie folgt 
geändert: 

Hinter § 176 Abs. 2 wird folgender neuer Ab- 
satz 3 eingefügt: 

„(3) Personen, die nach dem Gesetz über die För- 
derung des wissenschaftlichen Nachwuchses an den 
Hochschulen vom . . . (Bundesgesetzbl. IS....) geför- 
dert werden, können der Versicherung freiwillig 
beitreten." 

Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

§ 14 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 
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§ 15 

Inkrafttreten 

Diese Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 19. Februar 1971 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Drucksadhe VI/ 1860 


Begründung 


I. 

1. Angesichts des notwendigen Ausbaus und Neu- 
baus von Hodisdiulen und der dringend gebote- 
nen Verbesserung der Relation von Lehrenden 
und Studierenden ist die Förderung des Nach- 
wuchses an Hochschullehrern vordringlich. 

Der Gesetzentwurf hat deshalb zum Ziel, durch 
die Vergabe von Stipendien wissensdiaftlidi be- 
gabten jungen Menschen die Promotion zu er- 
möglichen und sie für den Beruf des Hochschul- 
lehrers zu gewinnen. 

Der Gesetzentwurf über die Förderung des wis- 
senschaftlichen Nachwuchses an den Hochschulen 
bildet somit die angekündigte Ergänzung zum 
Hochschulrahmengesetzentwurf der CDU/CSU- 
Fraktion (Drucksache VI/1784). Nach § 41 dieses 
Hochschulrahmengesetzentwurfs haben die Hoch- 
schulen vor allem dafür Sorge zu tragen, daß in 
ausreichendem Umfang Nachwuchs für die wis- 
senschaftliche Tätigkeit in Lehre und Forschung 
herangebildet wird. Dazu gehört in erster Linie 
eine Promotionsförderung für junge Menschen, 
die ein Hochschulstudium bereits erfolgreich ab- 
geschlossen haben und eine besondere Befähi- 
gung zu wissenschaftlicher Arbeit erkennen las- 
sen. 

§ 43 des Hochschulrahmengesetzentwurfs der 
Fraktion verlangt als Einstellungsvoraussetzung 
zum Assistenzprofessor neben einem abgeschlos- 
senen Hochschulstudium und pädagogischer Eig- 
nung die besondere Befähigung zu wissenschaft- 
licher Arbeit. Diese Befähigung wird in der Regel 
durch eine hervorragende Promotion nachgewie- 
sen. Im Hinblick auf diese beabsichtigte Reform 
der Personalstruktur an den Hochschulen wird 
der Bedarf an jungen Wissenschaftlern steigen, 
die sich durch eine hervorragende Promotion 
qualifiziert haben. 

2. Die gegenwärtige Zahl an Promotionen ist unbe- 
friedigend. Die Finanzkraft der Länder reicht 
jedoch nicht aus, um ein breites Stipendienpro- 
gramm zu bewältigen. In dieser Situation hält es 
die Fraktion der CDU/CSU für erforderlich, daß 
der Bundesgesetzgeber von seiner Kompetenz 
zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung 
nach Artikel 74 Nr. 13 GG Gebrauch macht. 

Der Gesetzentwurf beschränkt sich bewußt auf 
die Förderung des Hochschullehrernachwuchses. 
Dennoch legt er keine Verpflichtung der Stipen- 
diaten fest, den Beruf des Hochschullehrers spä- 
ter auch zu ergreifen. Vielmehr geht der Entwurf 
davon aus, daß nicht alle Geförderten nach der 
Promotion an der Hochschule bleiben, sondern 
auch außerhalb der Hochschule wissenschaftlich 
tätig werden. 


3. Die Förderung eines Aufbaustudiums, in dessen 
Rahmen der Teilnehmer insbesondere mit wis- 
senschaftlichen Arbeitsmethoden vertraut ge- 
macht werden soll, gehört nach Ansicht der CDU/ 
CSU-Fraktion aus Gründen des Sachzusammen- 
hangs nicht in ein Gesetz zur Förderung des wis- 
senschaftlichen Nachwuchses gemäß Artikel 74 
Nr. 13 GG, 2. Alternative. Deshalb sollte die 
Förderung eines Aufbaustudiums grundsätzlich 
in einem Bundesausbildungsförderungsgesetz ge- 
regelt werden. Der vorliegende Gesetzentwurf 
macht von diesem Grundsatz jedoch in § 2 Abs. 3 
eine Ausnahme. Wer ein Hochschulstudium er- 
folgreich abgeschlossen hat und eine besondere 
Befähigung zur wissenschaftlichen Arbeit erken- 
nen läßt, kann ein Stipendium für ein weiteres 
Studium zur Vertiefung oder Ergänzung seines 
bisherigen Studiums erhalten, wenn er als Ab- 
schluß des weiteren Studiums die Promotion an- 
strebt. 

II. 

Im einzelnen sind folgende Schwerpunkte des Ge- 
setzentwurfs hervorzuheben: 

1. Das Grundstipendium soll etwa 900 DM betragen. 
Gleichzeitig wird durch die Anbindung des 
Grundstipendiums an 70 v. H. des Grundgehalts 
der Eingangsstufe in der Besoldungsgruppe A 13 
nach clem Bundesbesoldungsgesetz ermöglicht, 
daß sich die Grundstipendien automatisch an die 
Einkommensentwicklung anpassen (vgl. § 7). 

2. Der Gesetzentwurf sieht in § 5 Abs. 2 einen an- 
gemessenen Krankenversicherungsschutz für die 
Stipendiaten vor. Diese Regelung bedingt eine 
Änderung von § 176 der Reichsversicherungsord- 
nung (vgl. § 13). 

3. Die Förderung endet grundsätzlich mit der münd- 
lichen Doktorprüfung, spätestens jedoch sqchs 
Monate nach Ablauf des Monats, in dem die Dis- 
sertation eingereicht wurde. Geht die Zeitspanne 
zwischen Einreichung der Dissertation und der 
mündlichen Doktorprüfung über sechs Monate 
hinaus, so ist eine weitere Verlängerung des För- 
derungszeitraums nur in besonderen Fällen mög- 
lich. Zur Bewilligung einer solchen Ausnahme 
muß der Stipendiat jedoch eine Begründung des 
Erstberichterstatters im Promotionsverfahren bei- 
bringen, aus der die Gründe für das Hinausschie- 
ben der mündlichen Doktorprüfung hervorgehen. 

4. Den Kostenaufwand für dieses bundesrechtliche 
Stipendienprogramm zur Förderung des wissen- 
schaftlichen Nachwuchses an den Hochschulen 
soll nach § 10 Abs. 1 allein der Bund tragen. 
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Diese Regelung steht in Einklang mit dem Grund* 
gesetz. Denn nach Artikel 104 a Abs. 3 GG kön-' 
nen Bundesgesetze, die Geldleistungen gewäh* 
ren und von den Ländern ausgeführt werden, 
bestimmen, daß die Geldleistungen ganz oder 
zum Teil vom Bund getragen werden. Die Be* 
lastung des Bundes mit dem gesamten Kosten- 
aufwand, der sich aus der Ausführung dieses Ge* 
setzes ergibt, erscheint gerechtfertigt, da auf die 
Länder in den nächsten Jahren durch den weite- 
ren Ausbau des gesamten Hodisdiulbereichs 
ständig steigende Lasten zukommen werden. Hier 
sind vor allem die stets wachsenden Personal- 
kosten der Hochschulen zu nennen, für die vom 
Bund kein Ersatz geleistet wird. 

5. Die Promotionsförderung der Hochbegabtenför- 
derungswerke, zu denen zur Zeit das Cusanus- 
werk, die Friedrich-Ebert-Stiftung, das Evangeli- 
sche Studienwerk Villigst, die Konrad-Adenauer- 
Stiftung, die Stiftung Mitbestimmung und die 
Studienstiftung dös deutschen Volkes gehören, 
sollen durch die Ausführung dieses Gesetzent- 
wurfs nicht beeinträchtigt werden (vgl. § 12). 

Ebenso soll die Befugnis der Länder zur Förde- 
rung des wissenschaftlichen Nachwuchses auf 
Grund Landesrechts durch die Vorschriften die- 
ses Gesetzes nicht berührt werden. 

Insbesondere mit der Dynamisierung der Stipen- 
dien, der gesetzlichen Regelung der Krankenver- 
sicherung und der Besitzstandswahrung für die Be- 
gabtenförderungswerke wurde berechtigten Forde- 


rungen der Betroffenen aus der bisherigen Diskus- 
sion um die Graduiertenförderung Rechnung ge- 
tragen. 

III. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion will durch die 
Vorlage dieses Gesetzentwurfs zur Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses an den Hochschulen 
ihre hochschulpolitische Konzeption weiter konkre- 
tisieren. Am Beginn der Legislaturperiode bemühte 
sich die Fraktion zunächst um die Erweiterung der 
Gemeinschaftsaufgabe Ausbau und Neubau von 
Hochschulen, um die quantitativen Probleme des 
Tertiären Bereichs lösen zu helfen (Drucksachen 
VI/114, Wll5). Die entsprechenden Gesetzesvor- 
lagen der Fraktion zur Änderung des Artikels 91 a 
GG und zur Änderimg des Hochschulbauförderungs- 
gesetzes sind bereits verabschiedet und in Kraft ge- 
treten. Am 29. Januar 1971 hat die Fraktion ihr 
Hochschulrahmengesetz vorgelegt, das bundesein- 
heitliche Richtlinien für die Hochschulreform zum 
Inhalt hat und die Rechtseinheit im Hochschulwesen 
in der Bundesrepublik Deutschland wahren bzw. 
wiederherstellen soll. Das Gesetz zur Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses zielt darauf ab, 
den für die Neugestaltung der Lehrkörperstruktur 
an den Hochschulen notwendigen Hochschullehrer- 
nachwuchs zu gewinnen. Gleichzeitig soll dadurch 
dem steigenden Bedarf an Hochschullehrern Rech- 
nung getragen werden, der durch den gemeinsamen 
Ausbau und Neubau von Hochschulen durch Bund 
und Länder entsteht. 
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